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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

31.03.2022 

Geschäftszahl 

Ra 2021/21/0038 

Rechtssatz 

Für Handlungen iSd. § 46 Abs. 2 FrPolG 2005 bedarf es in der Regel eines konkreten Auftrags durch das 
BFA (samt Hinweis auf die Nachweispflicht) entweder in Form eines Bescheides nach § 46 Abs. 2b 
FrPolG 2005 oder im Rahmen einer Niederschrift oder sonst in Form einer entsprechenden Belehrung, 
um dem Fremden bei dessen Nichtbefolgung einen Vorwurf iSd. § 46a Abs. 3 FrPolG 2005 machen zu 
können, die tatsächliche Unmöglichkeit seiner Abschiebung beruhe auf von ihm zu vertretenden Gründen 
(vgl. VwGH 30.4.2021, Ra 2020/21/0543). 
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